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Stand: 11.06.2003

Entwurf

Gesetz

zur Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes

Artikel 1

 Änderung des Niedersächsischen Wassergesetzes



Das Niedersächsische Wassergesetz in der Fassung vom 25. März 1998 (Nds. GVBl.  S. 347), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Januar 2003 (Nds. GVBl.               S. 39), wird wie folgt geändert:

1.
§ 1 wird wie folgt geändert:

a)
Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)  Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb)
Im neuen Satz 1 erhält Nummer 3 folgende Fassung:

„3.
das unterirdische Wasser in der Sättigungszone, das in unmittelbarer Berührung mit dem Boden oder dem Untergrund steht (Grundwasser).“

cc)
Es wird der folgende Satz 2 angefügt:


„2Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch für Teile der Gewässer.“

b)
Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:



„(5) Im Sinne dieses Gesetzes ist

1.
Einzugsgebiet:

ein Gebiet, aus dem der gesamte Wasserabfluss über oberirdische Gewässer an einer einzigen Flussmündung, einem Mündungstrichter oder Delta in das Küstengewässer gelangt;

2.
Teileinzugsgebiet:

ein Gebiet, aus dem der gesamte Wasserabfluss über oberirdische Gewässer an einem bestimmten Punkt in ein oberirdisches Gewässer gelangt;

3.
Flussgebietseinheit:

ein als Haupteinheit für die Bewirtschaftung der Gewässer festgelegtes Land- oder Meeresgebiet, das aus einem oder mehreren benachbarten  Einzugsgebieten sowie dem ihnen zugeordneten Grundwasser und den ihnen zugeordneten Küstengewässern im Sinne des § 2 a Abs. 6 besteht.“

2.
§ 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)
Satz 2 erhält folgende Fassung:


„2Sie sind so zu bewirtschaften, dass sie dem Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch dem Nutzen Einzelner dienen, vermeidbare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funktionen und der direkt von ihnen abhängenden Landökosysteme und Feuchtgebiete im Hinblick auf deren Wasserhaushalt unterbleiben und damit insgesamt eine nachhaltige Entwicklung gewährleistet wird.“

b)
Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Dabei sind insbesondere mögliche Verlagerungen von nachteiligen Auswirkungen von einem Schutzgut auf ein anderes zu berücksichtigen.“
c) Es wird der folgende Satz 4 angefügt:

„4Unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Klimaschutzes ist ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu gewährleisten.“


 

3.
Nach § 2 wird der folgende neue § 2 a eingefügt:

„§ 2 a
Bewirtschaftung nach Flussgebietseinheiten


(1) 1In den Flussgebietseinheiten Ems, Weser, Elbe und Rhein sind die Gewässer jeweils koordiniert zu bewirtschaften. 2Die Wasserbehörden koordinieren die Bewirtschaftungsmaßnahmen für den niedersächsischen Teil der jeweiligen Flussgebietseinheit untereinander und mit den anderen Ländern und den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in deren Hoheitsgebiet die Flussgebietseinheit ebenfalls liegt. 3Wenn die Flussgebietseinheit über das Gebiet der Europäischen Union hinausgeht, bemühen sich die Wasserbehörden um eine Koordinierung mit den anderen Staaten. 4Soweit Verwaltungszuständigkeiten des Bundes oder gesamtstaatliche Belange bei der Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten berührt sind, erfolgt die Koordinierung im Einvernehmen mit dem Bund.

(2) Der niedersächsische Teil der Flussgebietseinheit Ems besteht 

1.
aus dem niedersächsischen Teil des Einzugsgebiets der Ems, 

2.
aus  den Einzugsgebieten der östlich der Emsmündung bis einschließlich der Harle in das Küstengewässer mündenden oberirdischen Gewässer,

3.
aus dem den Einzugsgebieten nach den Nrn. 1 und 2 zugeordneten Grundwasser und

4.
aus dem Küstengewässer von der Grenze mit dem Königreich der Niederlande im Westen bis zu der Linie im Osten, die jeweils geradlinig von den Punkten mit den Koordinaten 53° 50' 07, 91" N und 7° 53' 03, 49 " O im Norden über dem Punkt mit den Koordinaten 53° 46' 36,31" N und 7° 58' 19,22" O zum Punkt mit den Koordinaten 53° 42' 53,73" N und 7° 55 ' 46,57" O im Süden verläuft.

(3) Der niedersächsische Teil der Flussgebietseinheit Weser besteht 

1.
aus dem niedersächsischen Teil der Einzugsgebiete der Weser,

2.
aus  den Einzugsgebieten der zwischen dem Wangertief im Westen und dem Oxstedter Bach im Osten in das Küstengewässer mündenden oberirdischen Gewässer, 

3.
aus dem den Einzugsgebieten nach den Nrn. 1 und 2 zugeordneten Grundwasser und
4.
aus dem Küstengewässer von der östlichen Grenze der Flussgebietseinheit Ems bis zur Grenze mit der Freien und Hansestadt Hamburg.

(4) Der niedersächsische Teil der Flussgebietseinheit Elbe besteht 

1.
aus dem niedersächsischen Teil des Einzugsgebiets der Elbe, 

2.
aus dem dem Einzugsgebiet nach Nr. 1 zugeordneten Grundwasser und 

3.
aus dem Küstengewässer von der Grenze mit der Freien und Hansestadt Hamburg im Westen bis zur Grenze mit dem Land Schleswig-Holstein im Osten.

 (5) Zum niedersächsischen Teil der Flussgebietseinheit Rhein gehören der niedersächsische Teil des Teileinzugsgebietes der Vechte und das diesem Teil zugeordnete Grundwasser.

(6) Die den Flussgebietseinheiten nach den Absätzen 2 bis 4 zugeordneten Küstengewässer sind seewärts durch eine Linie begrenzt, die seewärts in einem Abstand von einer Seemeile zur Niedrigwasserlinie und zu den geraden Basislinien verläuft, die der Abgrenzung des Küstenmeeres der Bundesrepublik Deutschland in der Nordsee zugrunde liegen.“
. 

4.
Der bisherige § 2 a wird § 2 b.

5.
In § 5 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Wassers“ durch die Worte „des ökologischen und chemischen Zustands eines oberirdischen Gewässers oder Küstengewässers sowie des mengenmäßigen und chemischen Zustands des Grundwassers“ ersetzt.

6.
§ 7 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)
Der Nummer 4 wird das Wort „und“ angefügt.

b)
Es wird die folgende Nummer 5 eingefügt:

„5.
Maßnahmen, die in das Maßnahmenprogramm nach § 181 aufgenommen sind, angeordnet“.

7.
§ 8 wird wie folgt geändert:

a)
Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b)
Es wird der folgende Absatz 2 angefügt:

„(2) 1Die Erlaubnis und die Bewilligung sind auch zu versagen, soweit von der beabsichtigten Benutzung eine erhebliche Beeinträchtigung eines Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung, eines Europäischen Vogelschutzgebiets oder eines Konzertierungsgebiets im Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 7 des Bundesnaturschutzgesetzes in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen zu erwarten ist und die Beeinträchtigung nicht  durch Maßnahmen im Sinne des § 10 Abs. 1 des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes ausgeglichen oder durch Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes kompensiert werden kann. 2Satz 1 ist nicht anwendbar, wenn die Voraussetzungen des § 34 c Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 4 des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes vorliegen. § 34 c Abs. 1, 5 und 8 des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes gilt entsprechend.“

8.
Nach der Überschrift des Zweiten Teils wird das folgende neue Kapitel I eingefügt:

„Kapitel I
Bewirtschaftungsziele und –anforderungen

§ 64 a

Bewirtschaftungsziele

(1) Oberirdische Gewässer sind, soweit sie nicht als künstlich oder erheblich verändert eingestuft sind, so zu bewirtschaften, dass

1.
eine nachteilige Veränderung ihres ökologischen und chemischen Zustands vermieden wird und

2.
ein guter ökologischer und chemischer Zustand erhalten oder bis zum 22. Dezember 2015 erreicht wird.

(2) Das Fachministerium kann, soweit es die Umsetzung der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. EG Nr. L 327 S. 1) erfordert, für die Überprüfung, ob die Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1 erreicht sind oder erreicht werden können, durch Verordnung 

1.
eine jeweils fachlichen Gesichtspunkten folgende Erfassung und Beschreibung der oberirdischen Gewässer,

2.
die Anforderungen an den guten ökologischen und chemischen Zustand der oberirdischen Gewässer,

3. eine Zusammenstellung und Beurteilung der Belastungen der oberirdischen Gewässer,

4.
eine Zusammenstellung und Beurteilung der Auswirkungen der Belastungen der oberirdischen Gewässer und

5.
eine Überwachung, Einstufung und Darstellung des Zustands der oberirdischen Gewässer

regeln.
(3) 1Das Fachministerium kann durch Verordnung zur Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft, die zur Ergänzung der Richtlinie 2000/60/EG erlassen werden, die Maßnahmen zur Verminderung der Verschmutzung oberirdischer Gewässer durch prioritäre Stoffe sowie zur Beendigung oder schrittweisen Einstellung von Einleitungen oder sonstigen Einträgen prioritärer gefährlicher Stoffe bestimmen. 2Prioritäre Stoffe und prioritäre gefährliche Stoffe nach Satz 1 sind die Stoffe, die als solche durch Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft festgelegt sind.

§ 64 b
Künstliche und erheblich veränderte oberirdische Gewässer

(1) Oberirdische Gewässer, die von Menschen geschaffen oder in ihrem Wesen physikalisch von Menschen erheblich verändert worden sind, können als künstliche oder erheblich veränderte oberirdische Gewässer eingestuft werden, wenn

1.
die Änderungen der hydromorphologischen Merkmale des Gewässers, die für einen guten ökologischen Zustand erforderlich wären, auf

a)
die Umwelt insgesamt,

b)
die Schifffahrt, einschließlich der Hafenanlagen,

c)
die Freizeitnutzung,

d)
Zwecke der Wasserspeicherung, insbesondere  der Trinkwasserversorgung, der Stromerzeugung unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Klimaschutzes oder der Bewässerung,

e)
die Wasserregulierung, den Hochwasserschutz oder die Landentwässerung oder

f)
andere, ebenso wichtige nachhaltige Einwirkungen des Menschen

signifikante nachteilige Auswirkungen hätten und

2.
die Ziele, die mit den künstlichen oder veränderten Merkmalen des Gewässers verfolgt werden, nicht mit anderen geeigneten Maßnahmen erreicht werden können, die wesentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben, technisch durchführbar und nicht mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden sind.

(2) Die Einstufung eines Gewässers nach Absatz 1 darf das Erreichen der in Absatz 3 Satz 1, in § 64 a Abs.1, auch in Verbindung mit § 130 a, und in § 136 a Abs. 1 festgelegten Bewirtschaftungsziele in einem anderen Gewässer derselben Flußgebietseinheit nicht dauerhaft ausschließen oder gefährden.

.

(3) 1Die als künstlich oder erheblich verändert eingestuften oberirdischen Gewässer sind so zu bewirtschaften, dass

1.
eine nachteilige Veränderung ihres ökologischen Potentials und chemischen Zustands vermieden und

2.
ein gutes ökologisches Potential und ein guter chemischer Zustand erhalten oder bis zum 22. Dezember 2015 erreicht wird.

2§ 64 a Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 64 c
Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele

(1) 1Die Fristen nach § 64 a Abs. 1 Nr. 2 und § 64 b Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 dürfen höchstens zweimal um jeweils sechs Jahre überschritten werden, wenn eine Verschlechterung des Gewässerzustands voraussichtlich nicht eintreten wird und

1.
die notwendigen Verbesserungen des Gewässerzustands auf Grund der natürlichen Gegebenheiten nicht fristgerecht erreicht werden können,

2.
die vorgesehenen Maßnahmen nur schrittweise in einem längeren Zeitraum technisch durchführbar sind oder

3.
die Einhaltung der Frist mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden wäre.

2Eine weitere Fristüberschreitung ist zulässig, solange die Bewirtschaftungsziele nach    § 64 a Abs. 1 und § 64 b Abs. 3 wegen der natürlichen Gegebenheiten nicht erreicht werden können.

(2) Fristüberschreitungen nach Absatz 1 dürfen das Erreichen der in § 64 a Abs. 1, auch in Verbindung mit § 130 a, § 64 b Abs. 3 Satz 1 und § 136 a Abs. 1 festgelegten Bewirtschaftungsziele in einem anderen Gewässer derselben Flussgebietseinheit nicht dauerhaft ausschließen oder gefährden.

. 

§ 64 d
Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen

(1) 1Die oberste Wasserbehörde kann für ein oberirdisches Gewässer weniger strenge Ziele als die Bewirtschaftungsziele nach § 64 a Abs. 1 und § 64 b Abs. 3                  Satz 1 festlegen, wenn

1.
das Gewässer durch menschliche Tätigkeiten so beeinträchtigt oder seine natürlichen Gegebenheiten so beschaffen sind, dass die Erreichung der Bewirtschaftungsziele unmöglich ist oder mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden wäre,

2.
die ökologischen und sozioökonomischen Erfordernisse, denen diese menschlichen Tätigkeiten dienen, nicht durch andere Maßnahmen erreicht werden können, die wesentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hätten und nicht mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden wären,

3.
weitere Verschlechterungen des Zustands der Gewässer vermieden werden und
4. unter Berücksichtigung der Auswirkungen, die infolge der Art der menschlichen Tätigkeiten oder der Gewässerbeschaffenheit nicht zu vermeiden waren, der bestmögliche ökologische und chemische Zustand erreicht wird. 

2Die weniger strengen Ziele nach Satz 1 sind jeweils im Zusammenhang mit der Überprüfung des Maßnahmenprogramms nach § 181 und des Bewirtschaftungsplans nach             § 184 alle sechs Jahre zu überprüfen.

(2) 1Vorübergehende Verschlechterungen des Zustands der Gewässer verstoßen nicht gegen die Bewirtschaftungsziele nach § 64 a Abs.1 und § 64 b Abs. 3 Satz 1, wenn sie auf Umständen beruhen, die entweder in natürlichen Ursachen begründet sind oder die durch höhere Gewalt bedingt  und die außergewöhnlich sind oder nicht vorhersehbar waren, oder die durch Unfälle entstanden sind. 2Bei vorübergehenden Verschlechterungen nach Satz 1 haben die Wasserbehörden

1.
alle praktisch geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um eine weitere Verschlechterung des Zustands der Gewässer und eine Gefährdung der zu erreichenden Bewirtschaftungsziele in anderen, von diesen Umständen nicht betroffenen Gewässern zu verhindern, 

2.  die zu ergreifenden Maßnahmen, die nach Wegfall der Umstände eine Wiederherstellung des vorherigen Zustands des Gewässers nicht gefährden dürfen, im Maßnahmenprogramm nach § 181 aufzuführen und

3.
die Auswirkungen der Umstände jährlich zu überprüfen und die praktisch geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um den vorherigen Zustand des Gewässers unter Berücksichtigung der in § 64 c Abs. 1 Satz 1 genannten Gründe sobald wie möglich wiederherzustellen.

(3) 1Werden die physischen Eigenschaften von oberirdischen Gewässern oder der Grundwasserstand verändert und ist deshalb der gute ökologische Zustand oder das gute ökologische Potential nicht zu erreichen oder eine Verschlechterung des Zustands eines oberirdischen Gewässers nicht zu vermeiden, so ist dies zulässig, wenn

1.
die Gründe für die Veränderungen von übergeordnetem öffentlichen Interesse sind oder der Nutzen, den die Verwirklichung der in § 64 a Abs. 1 und § 64 b Abs. 3     Satz 1 genannten Bewirtschaftungsziele für die Umwelt und die Allgemeinheit hat, durch den Nutzen der neuen Veränderungen für die Gesundheit oder Sicherheit des Menschen oder die nachhaltige Entwicklung übertroffen wird,

2.
die Ziele, die mit den Veränderungen verfolgt werden, nicht mit anderen geeigneten Maßnahmen erreicht werden können, die wesentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben, technisch durchführbar und nicht mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden sind, und

3.
alle praktisch geeigneten Maßnahmen ergriffen werden, um die nachteiligen Auswirkungen auf den Zustand der Gewässer  zu verringern.

2Bei neuen nachhaltigen Einwirkungen des Menschen im Sinne des § 64 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ist unter den in Satz 1 Nrn. 1 bis 3 genannten Voraussetzungen auch eine Verschlechterung des Gewässerzustands von einem sehr guten in einen guten Zustand zulässig. 3Die Wasserbehörde überprüft die Anforderungen jeweils alle sechs Jahre im Zusammenhang mit der Überprüfung des Maßnahmenprogramms nach § 181 und des Bewirtschaftungsplans nach § 184.

 (4) Für Festlegungen nach Absatz 1 Satz 1, vorübergehende Verschlechterungen nach Absatz 2 und Veränderungen von Gewässern nach Absatz 3 gilt § 64 c Abs. 2 entsprechend.

§ 64 e
Gewässer in Schutzgebieten

Soweit Gewässer in einem Schutzgebiet im Sinne des Artikels 6 in Verbindung mit Anhang IV der Richtlinie 2000/60/EG  liegen, gelten die in den §§ 64 a bis 64 d festgelegten Bewirtschaftungsziele nur, soweit nicht in den  Rechtsvorschriften, die der Umsetzung der in Anhang IV der Richtlinie 2000/60/EG genannten Richtlinien sowie der Richtlinie 78/659/EWG über die Qualität von Süßwasser, das schutz- oder verbesserungswürdig ist, um das Leben von Fischen zu erhalten, vom 18. Juli 1978 (ABl. EG Nr. L 222 S. 48), zuletzt geändert durch Richtlinie 91/692/EWG vom 23. Dezember 1991 (ABl. EG Nr. L 377 S. 48), und der Richtlinie 79/923/EWG über die Qualitätsanforderungen an Muschelgewässer vom 30. Oktober 1979 (ABl. EG Nr. 281 S. 47), zuletzt geändert durch Richtlinie 91/692/EWG vom 23. Dezember 1991 (ABl. EG Nr. L 377 S. 48), dienen, abweichende Bestimmungen getroffen werden.

9.
Im Zweiten Teil werden die bisherigen Kapitel I bis V die Kapitel II bis VI.

10.
§ 96 wird gestrichen.

11.
§ 98 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) 1Die Unterhaltung eines Gewässers umfasst seine Pflege und Entwicklung.  2Diese müssen sich an den Bewirtschaftungszielen der §§ 64 a bis 64 e ausrichten und  dürfen die Erreichung dieser Ziele nicht gefährden. 3Die Unterhaltung muss den im Maßnahmenprogramm nach § 181 an die Gewässerunterhaltung gestellten Anforderungen entsprechen. 4Bei der Unterhaltung ist den Belangen des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; das Bild und der Erholungswert der Gewässerlandschaft sind zu berücksichtigen. 5Die Unterhaltung umfasst auch die Erhaltung eines ordnungsgemäßen Abflusses und an schiffbaren Gewässern die Erhaltung der Schiffbarkeit. 6Zur Unterhaltung gehören auch Maßnahmen zur Verbesserung und Erhaltung des Selbstreinigungsvermögens des Gewässers, soweit nicht andere zur Durchführung dieser Maßnahmen verpflichtet sind; § 5 Abs. 2 Nr. 4 bleibt unberührt.“

12.
§ 120 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a)
Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b)
Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 angefügt:

„2Ausbaumaßnahmen müssen sich an den Bewirtschaftungszielen der §§ 64 a bis   64 e ausrichten und dürfen die Erreichung dieser Ziele nicht gefährden. 3Sie müssen den im Maßnahmenprogramm nach §181 an den Gewässerausbau gestellten Anforderungen entsprechen.“

13.
 § 130 Nrn. 1 und 2 erhält folgende Fassung:

„1.
das Einleiten von Grund-, Quell- oder Niederschlagswasser und

2.
das Einbringen von Fischnahrung, Fischereigeräten und dergleichen sowie das Einbringen oder Einleiten von anderen Stoffen, wenn dadurch eine signifikante nachteilige Auswirkung auf den Zustand des Gewässers nicht zu erwarten ist."

14.
Nach § 130 wird der folgende § 130 a eingefügt:

„§ 130 a
Bewirtschaftungsziele

1Die §§ 64 a bis 64 e gelten entsprechend für Küstengewässer im Sinne des § 2 a Abs. 6. 2In den Küstengewässern seewärts der in § 2 a Abs. 6 genannten Linie gelten die §§ 64 a bis 64 d entsprechend, soweit ein guter chemischer Zustand zu erreichen ist.“

. 

15.
§ 131 wird wie folgt geändert:

a)
Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 2 eingefügt.

„(2) Feste Stoffe dürfen in ein Küstengewässer nicht zu dem Zweck eingebracht werden, sich ihrer zu entledigen. Schlammige Stoffe rechnen nicht zu den festen Stoffen.“

b) 
Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

16.
Nach § 136 wird der folgende § 136 a eingefügt:

„§ 136 a
Bewirtschaftungsziele

(1) Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, dass

1.
eine nachteilige Veränderung seines mengenmäßigen und chemischen Zustands vermieden wird,

2.
alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigender Schadstoffkonzentrationen auf Grund der Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten umgekehrt werden,

3.
ein Gleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme und Grundwasserneubildung gewährleistet wird und

4.
ein guter mengenmäßiger und chemischer Zustand erhalten oder bis zum 22. Dezember 2015 erreicht wird.

(2) Das Fachministerium kann, soweit es die Umsetzung der Richtlinie 2000/60/EG erfordert, für die Überprüfung, ob die Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1 erreicht sind oder erreicht werden können, durch Verordnung

1.
eine fachlichen Gesichtspunkten folgende Beschreibung des Grundwassers,

2.
die Anforderungen an den guten mengenmäßigen und chemischen Zustand des Grundwassers und

3.
eine Überwachung, Einstufung und Darstellung des Zustands des Grundwassers

regeln.

(3) Das Fachministerium kann durch Verordnung zur Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft, die zur Ergänzung der Richtlinie 2000/60/EG erlassen werden, 
1.
Kriterien für die Ermittlung signifikanter und anhaltender Trends steigender Schadstoffkonzentrationen im Grundwasser und für die Ausgangspunkte einer Trendumkehr nach Absatz 1 Nr. 2 und 

2.
Maßnahmen zur schrittweisen Verhinderung und Begrenzung der Grundwasserverschmutzung

bestimmen.

(4) 1Für die Bewirtschaftungsziele des Absatzes 1 gilt in Bezug auf vorübergehende Verschlechterungen des Zustands des Grundwassers § 64 d Abs. 2 und 4 entsprechend. 2Sind die Bewirtschaftungsziele des Absatzes 1 nicht erreichbar, weil der Grundwasserstand oder die physischen Eigenschaften von oberirdischen Gewässern verändert wurden, so ist dies zulässig, wenn in Bezug auf das Grundwasser die Voraussetzungen nach § 64 d Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 bis 3 vorliegen. 3Für das in Absatz 1 Nr. 4 festgelegte Bewirtschaftungsziel gelten in Bezug auf die Regelungen über die Fristen zur Erreichung des Bewirtschaftungsziels  § 64 c entsprechend und in Bezug auf die Festlegung weniger strenger Bewirtschaftungsziele § 64 d Abs. 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass weniger strenge Bewirtschaftungsziele festgelegt werden können, wenn abweichend von § 64 d Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 die geringstmögliche Abweichung vom guten mengenmäßigen und chemischen Zustand des Grundwassers erreicht wird.“

17. 
§ 151 a wird gestrichen.

18. 
§ 152 wird gestrichen.

19. 
§ 156 Abs. 1 Satz 4 erhält folgende Fassung:

„4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Rohrleitungsanlagen, die den Bereich eines Werksgeländes nicht überschreiten, Zubehör einer Anlage zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind oder Anlagen verbinden, die in engem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang miteinander stehen und kurzräumig durch landgebundene öffentliche Verkehrswege getrennt sind.“
 20.
§ 161 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Das Gleiche gilt für Rohrleitungsanlagen, die den Bereich eines Werksgeländes nicht überschreiten, Zubehör einer Anlage zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind oder Anlagen verbinden, die in engem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang miteinander stehen und kurzräumig durch landgebundene öffentliche Verkehrswege getrennt sind.“
21. 
§ 171 erhält folgende Fassung:

§171
Datenverarbeitung

(1) Die Wasserbehörden können bei den Trägern wasserwirtschaftlicher Maßnahmen 

1.
die Daten erheben und

2.
die Herausgabe der Aufzeichnungen verlangen,

die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz oder dem Wasserhaushaltsgesetz oder nach den aufgrund dieses Gesetzes oder des Wasserhaushaltsgesetzes erlassenen Verordnungen erforderlich sind.

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten und erlangten Aufzeichnungen können die Wasserbehörden an andere öffentliche Stellen im In- und Ausland übermitteln, soweit die Übermittlung zur Erfüllung von Koordinierungspflichten nach diesem Gesetz erforderlich ist.

(3) Die Vorschriften des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) bleiben unberührt.

(4) Die von einer Wasserbehörde, dem Landesamt für Ökologie, einer Gemeinde im Rahmen des § 151 Abs. 1 Satz 3 oder einer staatlich anerkannten Untersuchungsstelle zu einem bestimmten Zweck rechtmäßig erhobenen oder von ihnen rechtmäßig erlangten personenbezogenen Daten dürfen abweichend von § 10 Abs. 1 Satz 1 NDSG zu jedem anderen in ihrem durch Rechtsvorschriften des Wasserrechts, des Abwasserabgabenrechts oder des Deichrechts bestimmten Aufgabenbereich liegenden Zweck verarbeitet werden.“

 22. §181 erhält folgende Fassung:

„§ 181
Maßnahmenprogramme
.

(1) 1Für die niedersächsischen Teile der Flussgebietseinheiten Ems, Weser, Elbe und Rhein  erstellen die Wasserbehörden unter Einbeziehung der Belange der Wassernutzer jeweils einen Beitrag für ein Maßnahmenprogramm für die jeweilige Flussgebietseinheit. 2Die Beiträge sind mit den Beiträgen der anderen Länder und Mitgliedstaaten der Europäischen Union zum jeweiligen Maßnahmenprogramm  für die Flussgebietseinheiten nach Satz 1 so zu koordinieren, dass die Ziele der Richtlinie 2000/60/EG für die jeweilige Flussgebietseinheit erreicht werden. 3Mit den Staaten, auf deren Gebiet sich die Flussgebietseinheit erstreckt und die nicht Mitglied der Europäischen Union sind, bemühen sich die Wasserbehörden um eine Koordinierung. 4Die Landesregierung beschließt die Teile der Maßnahmenprogramme, die sich auf die niedersächsischen Teile der Flussgebietseinheiten beziehen.

(2) 1Die Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen dienen dazu, die in § 64 a Abs. 1, auch in Verbindung mit § 130 a , § 64 b Abs. 3 Satz 1 und § 136 a Abs. 1 festgelegten Bewirtschaftungsziele zu erreichen. 2Die Ziele der Raumordnung sind zu beachten; die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind zu berücksichtigen.

(3) Jeder Beitrag enthält nach Maßgabe des Artikels 11 Abs. 2 bis 4 der Richtlinie 2000/60/EG grundlegende und soweit erforderlich ergänzende Maßnahmen.

(4) 1Ergibt sich aus der Überwachung oder aus sonstigen Erkenntnissen, dass die in   § 64 a Abs. 1, auch in Verbindung mit § 130 a, § 64 b Abs. 3 Satz 1 und § 136 a Abs. 1 festgelegten Bewirtschaftungsziele nicht erreicht werden können, so sind die Ursachen hierfür zu untersuchen, die Zulassungen für Gewässerbenutzungen und die Überwachungsprogramme zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen sowie nachträglich erforderliche Zusatzmaßnahmen in einen weiteren Beitrag zum jeweiligen Maßnahmenprogramm aufzunehmen. 2Beruhen die Ursachen für das Nichterreichen der Bewirtschaftungsziele auf Umständen natürlicher Art oder höherer Gewalt, die außergewöhnlich sind oder nach vernünftiger Einschätzung nicht vorhersehbar waren, so brauchen Zusatzmaßnahmen, die in der Praxis nicht durchführbar sind, nicht in einen Beitrag zu einem  Maßnahmenprogramm aufgenommen zu werden; § 64 d Abs. 2 bleibt unberührt.  3Die Nichtdurchführbarkeit ist aktenkundig zu machen.

(5) 1Grundlegende Maßnahmen dürfen nicht zu einer zusätzlichen Verschmutzung der oberirdischen Gewässer, der Küstengewässer oder des Meeres führen, es sei denn, die Durchführung der hiernach in Betracht kommenden Maßnahmen würde sich nachteiliger auf die Umwelt insgesamt auswirken. 2Die Landesbehörden können im Rahmen der                     §§ 136a und 137 auch die in Artikel 11 Abs. 3 Buchstabe j der Richtlinie 2000/60/EG genannten Einleitungen in das Grundwasser zulassen.

(6) 1Zur Vorbereitung der Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen ist bis zum 22. Dezember 2004 eine wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung in der Flussgebietseinheit nach Maßgabe des Anhangs III der Richtlinie 2000/60/EG durchzuführen. 2Die wirtschaftliche Analyse ist bis zum 22. Dezember 2013 und danach alle sechs Jahre zu überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren.

(7) 1Die Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen sind so zu erstellen, dass die Maßnahmenprogramme bis zum 22. Dezember 2009 aufgestellt werden können. 2Die Wasserbehörden machen die die niedersächsischen Teile der Flussgebietseinheiten nach Absatz 1 Satz 1 betreffenden Teile der Maßnahmenprogramme öffentlich bekannt. 3Nach dem 22. Dezember 2009 sind die Beiträge so zu überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren, dass die Maßnahmenprogramme erstmals bis zum 22. Dezember 2015 und anschließend alle sechs Jahre überprüft und gegebenenfalls aktualisiert werden können; Satz 2 gilt entsprechend. 4Die in den Maßnahmenprogrammen aufgeführten Maßnahmen sind bis zum 22. Dezember 2012 durchzuführen. 5Neue oder geänderte Maßnahmen sind innerhalb von drei Jahren nach ihrer Aufnahme in das Maßnahmenprogramm durchzuführen.“

23.  § 182 wird gestrichen.

24.
§ 183 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)
In Satz 1 werden nach dem Wort „dienen,“ die Worte „sowie zur Sicherung von Planungen für Vorhaben nach einem Maßnahmenprogramm nach § 181“ eingefügt.

b)
Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2§ 21 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über Raumordnung und Landesplanung bleibt unberührt.“

25. 
§ 184 erhält folgende Fassung:

 „§ 184
Bewirtschaftungspläne

(1) 1Für die niedersächsischen Teile der Flussgebietseinheiten Ems, Weser, Elbe und Rhein erstellen die Wasserbehörden im Einvernehmen mit denjenigen Behörden, deren Geschäftsbereiche berührt sind, jeweils einen Beitrag für einen Bewirtschaftungsplan für die jeweilige Flussgebietseinheit. 2Die Beiträge sind mit den Beiträgen der anderen Länder und Mitgliedsstaaten der Europäischen Union zum jeweiligen Bewirtschaftungsplan zu koordinieren. 3Mit den Staaten, auf deren Gebiet sich die Flussgebietseinheit erstreckt und die nicht Mitglied der Europäischen Union sind, bemühen sich die Wasserbehörden um eine Koordinierung.

(2) 1Der Inhalt der Beiträge zu den Bewirtschaftungsplänen richtet sich nach Anhang VII der Richtlinie 2000/60/EG. 2Zusätzlich sind in die Beiträge auch Angaben über

a) die Einstufung oberirdischer Gewässer als künstlich oder erheblich verändert nach § 64 b Abs. 2 und die Gründe für diese Einstufung,

b) die Fristüberschreitung nach § 64 c Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 130 a oder § 136 a Abs. 3 Satz 3, und die Gründe für die Fristüberschreitung, die Gründe für jede signifikante Verzögerung bei der Umsetzung der Maßnahmen sowie die Maßnahmen und den Zeitplan zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele,

c) die Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen nach § 64 d Abs. 1 und 3, auch in Verbindung mit § 130 a oder § 136 a Abs. 3 Sätze 2 und 3, und die Gründe für die Ausnahmen und

d) die Bedingungen und Kriterien für die Geltendmachung von Umständen für vorübergehende Verschlechterungen nach § 64 d Abs. 2, auch in Verbindung mit § 130 a oder § 136 a Abs. 3 Satz 1, die Auswirkungen der Umstände, auf denen die Verschlechterungen beruhen, sowie die Maßnahmen zur Wiederherstellung des vorherigen Zustands

   aufzunehmen.

(3) Ein Beitrag für einen Bewirtschaftungsplan kann durch detailliertere Programme und durch Beiträge für Bewirtschaftungspläne für Teileinzugsgebiete und für besondere Sektoren und Aspekte der Gewässerbewirtschaftung sowie Gewässertypen ergänzt werden.

(4) 1Die Beiträge zu den Bewirtschaftungsplänen sind so zu erstellen, dass die Bewirtschaftungspläne bis zum 22. Dezember 2009 veröffentlicht werden können. 2Die Wasserbehörden machen die Bewirtschaftungspläne öffentlich bekannt. 3Nach dem 22. Dezember 2009 sind die Beiträge in Bezug auf die in ihnen enthaltenen Bewirtschaftungsziele so zu überprüfen und gegebenenfalls zu aktualisieren, dass die Bewirtschaftungspläne erstmals bis zum 22. Dezember 2015 und anschließend alle sechs Jahre überprüft und gegebenenfalls aktualisiert werden können; Satz 2 gilt entsprechend.“

26. 
Nach § 184 werden die folgenden §§ 184 a und 184 b eingefügt:

„§ 184 a
Beteiligung der Öffentlichkeit

(1) Die Wasserbehörden fördern die aktive Beteiligung aller interessierten Personen, Gruppen und Organisationen an der Vorbereitung der Beiträge zu den Maßnahmenprogrammen und Bewirtschaftungsplänen.

(2)  1Die Wasserbehörde veröffentlicht 

1. 
einen Zeitplan und ein Arbeitsprogramm für das Erstellen des Bewirtschaftungsplans und des Beitrags für den Bewirtschaftungsplan sowie vorgesehene Anhörungsmaßnahmen spätestens drei Jahre, 

2. 
einen vorläufigen Überblick über wichtige Bewirtschaftungsfragen für die Einzugsgebiete spätestens zwei Jahre und

3. 
einen Entwurf des Bewirtschaftungsplans und des Beitrags für den Bewirtschaftungsplan spätestens ein Jahr

vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht. 
2Abweichend von § 9 Abs. 1 des Umweltinformationsgesetzes gewährt die Wasserbehörde Zugang zu den Informationen, die bei der Erstellung des Beitrags für einen Bewirtschaftungsplan herangezogen wurden.

§ 184 b
Verzeichnis der Schutzgebiete

1Die Wasserbehörden führen jeweils für den niedersächsischen Teil der Flussgebietseinheiten Ems, Weser, Elbe und Rhein ein Verzeichnis, in dem 
1.
die Gebiete in ihrem Zuständigkeitsbereich, für die gemäß den Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft zum Schutz der Oberflächengewässer und des Grundwassers oder zur Erhaltung von unmittelbar vom Wasser abhängigen Lebensräumen und Arten ein besonderer Schutzbedarf festgestellt ist, sowie

2.
die Gewässer, aus denen in ihrem Zuständigkeitsbereich Wasser im Umfang von mehr als 10 m3 täglich für den menschlichen Verbrauch oder für die Versorgung von mehr als 50 Personen entnommen wird oder die für eine solche Entnahme bestimmt sind,
aufzuführen sind.
2Das Verzeichnis ist bis zum 22. Dezember 2004 zu erstellen und regelmäßig zu aktualisieren."

27. 
§ 190 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)
Nach Nummer 3 werden die folgenden Nummern 4 und 5 eingefügt:

„4. 
des § 96 a zur Güte oberirdischer Gewässer,

5. 
des § 131 Abs. 1 zur Güte von Küstengewässern,“

b)
Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 6.

c)
Die bisherige Nummer 5 wird gestrichen.

d)
Nach der neuen Nummer 6 werden die folgenden Nummern 7, 8 und 9 eingefügt:

„7.
des § 147a zur Güte der zur Wasserversorgung benutzten Gewässer,

8.
des § 148 Abs. 1 Satz 2 zu den Anforderungen an die Abwasserbeseitigung,

9. 
des § 155 Abs. 4 über die Eigenüberwachung von Abwasseranlagen oder“

e)
Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 10. 

Artikel 2
Neubekanntmachung

Das Umweltministerium wird ermächtigt, das Niedersächsische Wassergesetz in der nunmehr geltenden Fassung mit neuem Datum bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 3
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

� Artikel 1 dient der Umsetzung der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. EG Nr. L 327 S. 1)





